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Die Menschen sind

Der Artikel „Verschwunden in Chile“ 
von Marlin Gester in der F.A.Z. vom 
28. März hat nicht nur klarstellende 
Wirkung, auch was Zahlen angeht. Er 
klagt vor allem Chile wiederum an. 
Und das bedauere ich außerordentlich; 
denn die Chilenen empfinden dieses 
Einmischen des Auslands in ihre Ange
legenheiten als verletzend. Ich verbrin
ge jedes Jahr einige Monate in Chile; 
zuletzt war ich von Ende Novem
ber 1977 bis Anfang 1978 dort. Aus eige
ner Erfahrung weiß ich, wie unglück
lich die Chilenen über die ständige Kri
tik der Zeitungen gerade der Bundesre
publik an Chile sind, denn die Bezie
hungen zwischen den beiden Ländern 
waren bisher freundschaftlich.

Ich kann Ihnen versichern, daß in 
Chile kein Mensch wegen seiner politi
schen Gesinnung eingesperrt wird. 
Wenn er sich allerdings politisch gegen 
die Regierung betätigt, muß er eine 
Festnahme gewärtigen. Nach den chao
tischen Verhältnissen unter Allende 
muß erst mal Ruhe und Ordnung im 
Lande herrschen. Sie glauben nicht, wie 
glücklich die Menschen dort über diese 
gegenwärtige Ruhe und Ordnung sind.

glücklich in Chile

Chile deswegen mit den Diktaturen des 
Ostblocks in einen Topf zu werfen, ist 
grundfalsch.

Die chilenische Militärregierung hat 
das Land von marxistischer Zwangs
wirtschaft befreit und die freie Markt
wirtschaft wieder eingeführt. Die Infla
tion sank von 700 Prozent unter Allen
de auf jetzt 60 Prozent. Chile zahlt 
Auslandschulden ab, weil es wieder ge
nug Devisen hat. In Chile kann man al
le Zeitungen des Auslands kaufen. In 
Chile darf jeder Bürger auswandern, 
wenn er will; es gibt keinen Eisernen 
Vorhang. Wenn das Volk sich unter
drückt fühlte, würde eine Massenaus
wanderung eingesetzt haben. Das war 
und ist nicht der Fall. Chile hat eine 
freie, geheime Volksbefragung durchge
führt, was im Ostblock nicht möglich 
ist. Chile sollte ein zweites Kuba wer
den. Es mißlang. Wir sollten dem chile
nischen Volk für die Abfuhr, die es 
dem Kommunismus erteilt hat, dankbar 
sein und nicht ständig auf ihm herum
hacken.
Johannes Bartelt, Oberstudienrat i. R., 
Speyer

Pinochet bildet 
sein Kabinett um

SANTIAGO, 13. April (Reuter). Das 
chilenische Kabinett ist geschlossen zu
rückgetreten, um Präsident Pinochet 
freie Hand bei der Einführung politi
scher Reformen zu geben. Pinochet 
nahm den Rücktritt an und ernannte 
unmittelbar danach den bisherigen 
Präsidenten des Rechnungshofs, Sergio 
Fernandez, zum neuen Innenminister. 
Fernändez ist der erste Zivilist auf die
sem Posten seit dem Militärputsch ge
gen den marxistischen Präsidenten Al
lende im September 1973. Neuer Vertei
digungsminister wurde General Cesar 
Benavides, der bisher das Innenmini
sterium verwaltete.

Ein amtlicher Sprecher sagte in San
tiago, Minister Fernändez werde dem 
Präsidenten innerhalb von 48 Stunden 
die neue Kabinettsliste vorlegen. Bis 
dahin werde die alte Regierung, von 
deren zwanzig Ministern neun Zivili
sten waren, weiter amtieren. Am 5. 
April hatte Pinochet in einer Rund
funkrede angekündigt, er plane die 
Einfühi’ung einer autoritären Demokra
tie. Dabei sollten die Zivilisten eine 
weitaus bedeutendei’e Rolle in der Re
gierung spielen als bisher. Die politi
sche Macht bliebe jedoch in den Hän
den der Streitkräfte. Der bisherige Ver
teidigungsminister General Brady wurde 
zum Berater des Präsidenten im Mini
sterrang ernannt.

Pinochet hatte in seiner Rede weiter 
erklärt, die verbotenen politischen Par
teien würden in die von ihm geplanten 
Reformen nicht einbezogen. Eine neue 
Verfassung, die von einem Sonderaus
schuß ausgearbeitet werde, werde dem 
chilenischen Volk im kommenden Jahr 
in einem Referendum zur Entscheidung 
vorgelegt. Wahlen schloß Pinochet aus.

In einer kurzen Vereidigungszeremo
nie sagte Pinochet am Mittwochabend, 
die Berufung Fernändez’ werde die zi
vile Präsenz in der Militärregierung 
starken. Kurz vor der Ernennung Fer
nändez’ zum Präsidenten des Rech
nungshofes hatte Pinochet dm Januar zu 
einem nationalen Referendum über seine 
Regierungspolitik aufgerufen. Fernän
dez revidierte die Entscheidung seines 
Amtsvorgängers, der das Referendum 
als illegal bezeichnet hatte. In der 
Volksabstimmung hatten sich 75 Pro
zent für Pinochet ausgesprochen.



„Verschwun
Zahlen über die Verletzung der Menschen

RIO DE JANEIRO, im März
Es dürfte künftig schwerer werden, 

die „Wahrheit über Chile“ zu verfäl
schen, zu unterdrücken oder auch nur 
zu übersehen. Denn der Pulverdampf, 
der nach dem Tode Allendes die chile
nische Szene zunächst vernebelte, zieht 
langsam ab. Dank der Arbeit der ka
tholischen Kirche und einer gewissen 
Kooperationsbereitschaft der chileni
schen Regierung ist es heute nicht mehr 
sehr schwer, relativ genau herauszu
bekommen, in welchem Umfang die 
Menschenrechte in dem Staat jenseits 
der Andern noch verletzt werden.

Ein besonders trauriges Kapitel war 
im Chile der letzten Jahre das Schick
sal der sogenannten „desaparecidos“. 
Bei diesen „Verschwundenen“ handelt 
es sich um Menschen, die vermißt wer
den, weil sie mit hoher Wahrscheinlich
keit aus politischen Gründen umge
bracht wurden. Noch heute wird in Zei
tungen vieler Länder häufig von 2500 
spurlos Verschwundenen berichtet. Die 
Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen), 
die sich mit der Lage in Chile befaßt 
hat, kam in ihrer jüngsten, allem An
schein nach recht oberflächlichen Un
tersuchung auf 1100 Fälle. Auch das In
ternationale Rote Kreuz hatte eine Li
ste mit etwa tausend Namen zusam
mengestellt.

Die Männer, die sich im Auftrag des 
Kardinals von Santiago um die poli
tisch Verfolgten kümmern, behaupten 
dagegen, die Rote-Kreuz-Liste sei nicht 
laufend korrigiert worden; zutreffend 
sei vielmehr von über 500 „desapareci
dos“ zu sprechen. Zum gleichen Ergeb
nis kam die Regierung. Ende vergange
nen Jahres legte sie Materialien vor, 
denen zufolge von insgesamt 1700 Ver- 
mißten-Anzeigen inzwischen 1200 ge
klärt werden konnten. Den Behörden 
gelang es damals, nachzuweisen, daß 
etliche „Verschwundene“ völlig frei in 
Chile oder im Ausland lebten.

Die meisten der seit dem Umsturz 
1973 erfaßten Fälle wurden gleich zu 
Beginn, in den blutigen Wochen und 
Monaten nach dem Regimewechsel, re
gistriert. 1976 wui'den dagegen von der 
Kirche „nur“ noch 118 „desaparecidos“ 
gezählt; im vergangenen Jahr waren es 
noch 14. Der letzte Fall wurde den 
kirchlichen Behörden im Oktober ge

meldet. Man kann) wohl annehmen, daß 
auch noch ein Teil der 500 ungewissen 
Schicksale als „unpolitisch“ aufgeklärt 
wird. Denn immerhin sind in Chile 
auch in völlig normalen Zeiten jedes 
Jahr 500 bis 700 Personen „unterge
taucht“, sei es, weil ihr Tod nicht ge
meldet wurde, sei es, wpil sie über 
Nacht Frau und Familie sitzenließen 
oder heimlich über die Grenze gingen. =•
' Die Abrechnung mit den Männern 

der Allende-Regierung hat zunächst zu 
sehr harten Urteilen der Militärgerichte 
geführt. Doch inzwischen wurden bei 
weitem die meisten der Betroffenen auf 
Grund des 1975 verkündeten Dekrets 
Nummer 504 ins Ausland abgeschoben. 
So erklärt sich, daß nach kirchlichen 
Angaben von den Verurteilten „nur“ 
noch 132 im Gefängnis sitzen.

Das Justizministerium veröffentlichte 
Ende 1977 eine etwas niedrigere Zahl: 
Nach den Unterlagen der Begnadi
gungskommission befanden sich am 
21. Dezember noch 112 „von Militärge
richten Verurteilte in Gefängnissen“. 
Da über 80 Begnadigungsanträge noch 
verhandelt wird, ist denkbar, daß in ab
sehbarer Zeit „nur“ noch 30 bis 50 Ak- 
tivisten"der Volksfront in Unfreiheit le
ben. Auf ihren Prozeß sollen derzeit 
noch 341 Regime-Gegner warten; davon 
sind freilich — immer der gleichen 
Quelle zufolge — 259 auf freiem Fuß. 
Die Zahl der — meist nur vorüberge
hend — Verhafteten ging, so heißt es 
weiter, von 552 im Jahre 1976 auf 347 
im Jahre 1977 zurück.

Gefoltert

Die Verhaftungsprozedur soll sich 
nicht wesentlich geändert haben. Die 
Beamten kommen angeblich noch im
mer ohne Haftbefehle, „bestenfalls wei
sen sie sich mit ihrer Polizeiplakette 
aus“. Die vom Gesetz vorgeschriebene 
Benachrichtigung der Verwandten in
nerhalb von 48 Stunden ward „niemals 
eingehalten“, ebensowenig die für 
höchstens fünf Tage zulässige Isolie
rung der Regime-Gegner. Immerhin 
wird aber von den kirchlichen Beob
achtern eingdräumt, daß die Frauen 
heute „nur noch einige Tage“ bei den
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Behörden und Gefängnissen anklopfen, 
bis sie schließlich herausbekommen ha
ben, wo ihre Männer oder Söhne fest
gehalten werden. Und während es frü
her „Monate“ gedauert habe, bis den 
Festgenommenen erste Kontakte mit 
den Verwandten oder Anwälten erlaubt 
worden seien, vergingen heute, so wird 
weiter anerkannt, „maximal 'zwei Wo
chen“. Die 347 Verhafteten des vergan
genen Jahres seien, so wird versichert, 
alle starken psychologischen Pressionen 
ausgesetzt gewesen. Eine „beträchtliche 
Zahl“ sei sogar gefoltert worden.

In vielen Fällen sollen die Verdächti
gen von Angehörigen der im vergange
nen August gegründeten „Nationalen 
Informationszentrale“ abgeholt wor
den sein, und das, obwohl die Regie
rung dieser Organisation im Gegensatz 
zum Vorgänger, dem Pinochet direkt 
unterstellten Geheimdienst DINA, kei
ne Exekutivgewalt übertragen habe. So 
gesehen, scheint die Auflösung der ge
fürchteten „Direcciön de Inteligencia 
Nacional“ keine Zäsur, sondern nur der 
Abschluß einer besonders repressiven 
Phase gewesen zu sein.

Die offensichtlich noch immer vor
kommenden Folterungen sind ohne 
Frage der dunkelste Fleck auf den 
grauen Westen der Generäle. Die 500 
Menschen, deren Spur sich verloren 
hat, sind zwar auch eine bedrückende 
Zahl, doch es bleibt immerhin festzu
halten, daß der Umsturz am 11. Sep
tember nicht eine Million Menschenle
ben gekostet hat, wie Kommunisten 
und Sozialisten vor dem „konterrevolu
tionären Putsch“ angekündigt hatten, 
und auch nicht mehrere hunderttau
send oder zigtausend, wie Radio Mos
kau und viele andere Propagandisten 
der „Unidad Populär“ der Welt zu
nächst einreden wollten. Gerade weil 
die „Arbeiterklasse“ die Betriebe nicht 
verteidigte, sondern entgegen allen 
marxistischen Gesetzen nach Hause 
ging, konnte eine „Anti-Chile-Kampa- 
gne“ nicht ausbleiben. Denn schließlich 
durfte man nicht zugeben, daß es eini
gen Generälen gelungen war, den „un
aufhaltsamen Vormarsch des Sozialis
mus“ als die Machtokkupation einer 
Minderheit offenbar werden zu lassen, 
die nur vorgab, im Namen des Volkes 
zu handeln.

Auch die etwa 200 Menschen, die zu 
Freiheitsstrafen verurteilt wurden oder 
in Gefängnissen auf ihren Prozeß war
ten, sind gewiß ein gewichtiges Argu
ment gegen das Regime der Offiziere, 
auch wenn man unterstellt, daß ein Teil 
der Regierungsfeinde wegen politisch 
motivierter Gewaltaktionen zur Re
chenschaft gezogen wird. Doch ande
rerseits kann bei dieser Zahl der Wi
derstand des „geknebelten Volkes“ 
nicht so groß sein, wie manche behaup
ten. Wer die Zustände in Chile beurtei
len will, sollte denn auch endlich er
kennen, daß er sich dabei nicht nur auf 
die Angaben verbitterter Exil-Chilenen 
verlassen darf, sondern viel mehr auf 
die nie ernstlich bestrittenen Informa
tionen, die im Auftrag des Kardinals in 
Chile gesammelt werden.

Besserungen

Obwohl die Übergriffe in Chile den 
erwähnten Zahlen zufolge im interna
tionalen Vergleich von solch trauriger 
„Normalität“ sind, daß darüber — gäbe 
es nicht das gescheiterte Experiment 
Allendes — heute kaum gesprochen 
würde, bleibt für jeden, der in den 
Menschenrechten mehr als eine taktisch 
manipulierbare Größe sieht, die Pflicht 
zur Kritik am derzeitigen Regime. Bei 
dieser Kritik sollte man freilich nicht 
die beachtlichen Fortschritte der Jahre 
1976 und 1977 übergehen. Mit dem aus
drücklichen Hinweis auf diese Verbes
serungen würden alle die Militärs ge
stärkt, die sich innerhalb der Regierung 
für eine humanere Behandlung der po
litischen Gegner einsetzen. Bonn hat 
das Gegenteil getan. Es hat sich 1976 
bei der Abstimmung in den Vereinten 
Nationen über Chile der Stimme ent
halten, gehörte dann aber 1977 zu der 
Mehrheit um die Vereinigten Staaten 
und Kuba, die das Regime der Offiziere 
verurteilte. Dadurch sahen sich alle ra
dikalen Kräfte in Santiago bestätigt, 
die es für sinnlos halten, sich von einer 
weltweiten Kampagne beeindrucken zu 
lassen, deren Betreibern es mit ihren 
„maßlos übertriebenen Vorwürfen“ 
letztlich gar nicht um die Menschen
rechte gehe.
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Eine bittere Lehre 
für die chilenischen Parteien

Aus Santiago berichtet Martin Gester _

Die „Nationale Konsultation“, zu der 1 
die Regierung Pinochet das Volk an die 
Urnen rief, hat eindeutig bewiesen, daß 
Chile nicht von einer totalitären, fa
schistischen Generals-Clique, sondern 
von autoritären, nichtdemokratischen 
Militärs kontrolliert wird. Der autoritä
re Regierungsstil zeigte sich besonders 
deutlich in der Wahlvorbereitung. Der , 
Wahltermin wurde kurzfristig festge
setzt, so daß sich die zwar verbotenen, 
aber in ihrem harten Kern selbstver
ständlich weiter agierenden Parteien 
darauf nur unzureichend vorbereiten 
konnten. Die von der Regierung weit
hin kontrollierten Fernsehsender blen
deten immer wieder Werbung für das 
„Si“, für das „Ja“ zur „Consulta“ ein. In 
Zeitungen erschienen seitenlang be
zahlte Anzeigen der verschiedensten 
Verbände, in denen die Regierung ge
feiert wurde. Bezahlte Texte, in denen 
gegen Pinochet Stellung bezogen wur- 

ji d^^irften die Zeitungen dagegen nicht 
v^Äentlichen. Auf die Chilenen ging 
zucrem eine Papierflut von Propaganda 
nieder. Die für die Junta arbeitenden 
Trupps konnten ihr Material unbehin
dert verteilen. Einige Demonstranten, 
die angeblich „Unruhe provozierten“ 
und doch nur laut und vernehmlich ge
gen Form und Inhalt der Volksbefra
gung protestierten, wurden dagegen 
vorübergehend festgenommen. An öf- ' 
fentlichen Gebäuden hingen — zwar 
nicht in allzu großer Zahl, aber doch 
unübersehbar — Transparente, die ein 
„Ja“ für die „Consulta Nacional“ for
derten. „Nein“-Plakate waren dagegen 
nicht zu entdecken.

Doch es gab immerhin Handzettel, 
auf denen der „Partido Radical“ und 
die „Christdemokraten“ zu einem „Nein 
zu Pinochet“ aufriefen. Die großen Zei
tungen brachten den vollständigen Text 
der Erklärung, mit der sich der ehema
lige Präsident Eduardo Frei gegen die 
Regierung und ihre Befragung wandte. 
Auch das Fernsehen und wichtige Ra
diostationen berichteten ausführlich 
daÄber. In den Nachrichtenmagazinen 
b^p.ndeten bekannte Chilenen ihr 
„Nein“, und am Abend vor der Wahl 
konnte ein Vertreter der Christdemo
kraten in einer Fernsehrunde alle 
stichhaltigen Argumente gegen die 
„Consulta“ einem potentiellen Millio- 
nen-Publikum vortragen.

Selbstverständlich kritisierte er die 
Fragestellung, die Pinochet den 5,3 Mil
lionen Wählern pi’äsentierte. Der Px’äsi- 
dent bat „sein Volk“ um die Unterstüt
zung bei der Verteidigung der Würde 
Chiles. Er sieht diese. Würde durch die . 
Vereinten Nationen gefährdet, die seine

Wie stark sie alle angeschlagen wur- l 
den, läßt sich an den letzten Wahlen im ' 
März 1973 unter der Präsidentschaft Al
lendes ablesen. Damals bekamen die 
Kommunisten und Sozialisten zusam
men mit den in der Volksfront verblie
benen Splittergruppen 43,4 Prozent der 
Stimmen. Die Christdemokraten erhiel
ten zusammen mit dqn anderen Opposi
tionsgruppen 54,7 Pi’ozent. Das öffent
lich ausgezählte Ergebnis der „Consul
ta“, deren kox'rekte Abwicklung bislang 
von keiner ernst zu nehmenden Gruppe 
in Zweifel gezogen wurde, di'ängt also 
den Schluß auf, daß eine erdrückende 
Mehrheit der christdemokx'atischen und 
ein gx’oßer Teil der sozialistischen Wäh
ler zu den Militärs übergelaufen sind. 
Seit dem 4. Januar muß man sich dem
nach fragen, ob die alten Parteien be
reits fast tote Parteien sind.

Das Wahlergebnis ist denn auch für 
die Christdemoki'aten und Sozialisten 
eine bittere Lektion. Wenn der Junta 
nach der Konsolidiexmng auch noch der 
ökonomische Durchbx’uch gelingt, so 
könnte am 4. Januar sogar das letzte 
Kapitel der alten Pax-teien geschrieben 
worden sein. Die Wähler haben offen
sichtlich nicht vergessen, daß es die Ei
ferer und Ideologen mit ihrer Demago
gie und ihrem Partei-Egoismus waren, 
die Chile an den „Rand des Abgrunds“ 
gebracht haben. Die meisten alten Poli
tiker haben dagegen bis heute noch 
nicht begriffen, wie sehr die Chilenen 
die „Parteienwirtschaft“ leid sind.

Für die Vereinten Nationen ist die 
Dreiviei’tel-Mehrheit eine weltweit 
schallende Ohrfeige. Bei der von Wa
shington, Havanna und Stockholm ein- 
gebrachten Dezember-Resolution
stimmten mit 98 Ländern so viele wie 
nie zuvor gegen Chile. Nur 28 Staaten 
enthielten sich der Stimme und 12 
lehnten jede Vex’ui’teilung ab. Die Bun- 
desx-epublik, di? sich im Jahr zuvor noch 
der Stimme enthalten hatte, schloß sich 
diesmal der Mehi’heit der Chile-Prote
stanten an. Dabei bi'achte gerade das 
letzte Jahr bei der Beachtung der Men
schenrechte jenseits der Anden erhebli
che Fortschritte. Nach Angaben kirchli
cher Kreise sind von Januar bis No
vember dieses Jahres nicht mehr Dut
zende oder gar Hunderte von Chilenen 
verschwunden, sondern „nur“ noch 14. 
In der gleichen Zeit sollen etwa 100 
„willkürlich verhaftet“ worden sein. Die

' negxerung vor kurzem abermals wegen 
der Verletzung der Menschenrechte 
verurteilte. Gleichzeitig wollte der Ge
neral von den Chilenen die Legitima
tion für die souveräne Steuerung des 
Prozesses der Institutionalisierung. Zu 
Recht nannte der Christdemokrat in 
der Übertragung das „Ja“ zu diesen 
Forderungen eine „Carta blanca“, eine 
Blankovollmacht für Pinochet. Zu 
Recht bezeichnete er die Verbindung 
der „UN-Aggression gegen Chile“ mit 
der Position Pinochets eine fragwürdige 
Koppelung von außen- und innenpoliti
schen Fragen. Zu Recht wies er auf die 
demagogische Alternative hin, die je
den „Nein-Sager“ als einen „schlechten 
Chilenen“ und vaterlandslosen Lumpen 
abstempelte, der in der Stunde äußerer 
Bedrohung nicht bereit ist, die „Würde 
und Souveränität Chiles zu verteidi
gen“. Zu Recht sprach er von einer nur 
„relativen Freiheit“ in Chile, und si
cherlich stimmt es, daß Menschen allein 
schon wegen „psychologischer Pression“ 
mit Angst oder zumindest mit gemisch
ten Gefühlen zu den Wahllokalen ge
gangen sind.

Doch wer ein Mindestmaß an politi
schem Interesse aufbrachte, konnte und 
mußte wissen, daß die Kirche, die Ver
treter der Luftwaffe und Marine und — 
außer den „Nationalen“ — auch alle 
Parteien Pinochet mit einem „Nein“ 
bremsen wollten. Wenn trotzdem 75 
Prozent in einem zweifellos freien 
Wahlakt das „Si“ ankreuzten, so kann 
Pinochet schon zu Recht von einem 
Triumph sprechen. Die Historiker be
haupten, in diesem Jahrhundert sei in 
Chile nur Frei mit absoluter Mehrheit 
zum Präsidenten gewählt worden. Al
lende bekam nur 36 Px'ozent.
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Man kann sicherlich unterstellen, daß 
sowohl die Ja-Wähler als auch die 20,4 
Prozent, die sich für das „Nein“ ent
schieden, und die 4,5 Prozent, die sich 
der Stimme exithielten oder ungültige 
Zettel abgaben, bei aller Empörung 
über die Vereinten Nationen ihre Ent
scheidung auch als eine Abstimmung 
über die Militärregierung auffaßten. 
Die Parteien selbst haben in den letzten 
Tagen immer wieder darauf hingewie
sen, daß es in diesem „Plebiszit“ in er
ster Linie um ein Urteil über Pinochet 
und seine Regierung gehe. Der Präsi
dent irrte,' als er glaubte, er könne die 
außenpolitischen Ressentiments für sich 
aktiviferen, ohne die innenpolitische 
Diskussion zu reaktivieren. Die tradi
tionellen Parteien verlieren jedoch jetzt 
noch mehr an Glaubwürdigkeit, wenn 
sie die gleiche Befragung, die sie zuvor 
als eine Entscheidung über Pinochet 
hochspielten, jetzt als innenpolitisch 
kaum relevante Umfrage abtun.

nde Ohrfeige

Zahl der „politischen Gefangenen“ wird 
von gleicher, durchaus glaubwürdiger 
Seite mit 240 angegeben. Das sind nach 
unverrückbaren demokratischen Maß
stäben traurige Zahlen. Gemessen an 
der sehr viel traurigeren Praxis in Dut
zenden anderer, niemals ähnlich verur
teilter Länder Asiens, Afrikas, Osteuro
pas und Lateinamerikas sind das frei
lich Zahlen, die Chile in der tristen Ta
belle der Menschenrechtsvexdetzer noch 
nicht einmal einen Platz im Mittelfeld 
zuweisen.

Auch die Regierung in Bonn muß 
sich heute fragen lassen, ob sie durch 
die im internationalen Maßstab überzo
gene Verurteilung Chiles nicht dazu 
beigetragen hat, die demokratische Op
position jenseits der Anden zu schwä
chen. Denn selbstverständlich hat das 
Ergebnis der plebiszitären „Consulta“ 
Pinochet ungewöhnlich gestärkt. Erst 
die kommenden Wochen können zeigen, 
ob er die ihm zugespielte Chance nutzt 
und sich — wie vielfach befürchtet — 
zum grimmigen Ein-Mann-Diktator 
aufschwingt.

Von bestimmten Linksgruppen der 
Bundesrepublik kann man nicht erwar
ten, daß sie für einige tausend 
DDR-Häftlinge genauso engagiert auf 
die Straße gehen wie für einige hundert 
Chilenen. Doch eine an Liberalisierung 
interessierte Regierung, die in ihrer 
Ostpolitik jeden Tag beweist, wie vor
sichtig sie zu agieren Weiß, wenn jen
seits der Elbe durch Pression von außen 
ein Aufwind für die „Falken“ droht, 
hätte rechtzeitig erkennen müssen, daß 
auch bei den nationalbewußten Chile
nen mit einer Solidarisierung gegen die 
„unberechtigten Angriffe von draußen“ 
zu rechnen war. Und eine um Objekti
vität bemühte Regierung hätte trotz der 
vielen verzerrten Berichte über Chile 
beizeiten erkennen müssen, daß in Chi
le nicht Faschisten, sondern autoritäre 
(Noch-)Nicht-Demokraten regieren. Der 
Unterschied zwischen den 99 Prozent 
für die Regierungen des Ostblocks und 
den 75 Prozent für Pinochet läßt sich in 
Prozenten nicht fassen. Die Regierun
gen in Warschau und Bukarest können 
es sich gewiß nicht leisten, sich dem 
Volk bei offenen Grenzen in einem frei
en Wahlakt zu stellen. Durch die Kam
pagne gegen Chile ist dieser wesentli
che Unterschied bislang verwischt wor
den.



Pinochet sieht sich bestätigt 
Drei von vier Chilenen gegen Vorwürfe von außen

Der Junta-Chef: Parlamentswahlgn frühestens 1986 /  „Aggressive Außenpolitik“ angekündigt
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nach Vorliegen erster Ergebnisse -sagte 
er,, die Chilenen hätten jetzt bewiesen, 
daß sie den Kurs der seit 1973 regieren
den Junta guthießen.

SANTIAGO, 5. Januar (Reuter). Bei 
der Volksabstimmung in Chile hat 
Staatschef Pinochet die Unterstützung 
von 75 Prozent der abgegebenen Stim
men erhalten. Nach dem vorläufigen 
Endergebnis vom Donnerstag stimmten 
etwas über 20 Prozent der 5,3 Millionen 
Wähler mit „Nein“. Fünf Prozent der 
Stimmzettel waren nach amtlichen An
gaben ungültig oder leer. Wahlberech
tigt waren etwa sechs Millionen Chile
nen, die von den seit dem Militärputsch 
von 1973 verbotenen Parteien aufgefor
dert worden waren, nicht oder mit 
„Nein“ zu stimmen.

Pinochet wertete das Ergebnis als 
große Unterstützung für seine Regie
rung. Parlamentswahlen würden frühe
stens in acht Jahren wieder zugelassen. 
Zugleich kündigte er eine Botschaft an 
UN-Generalsekretär Kurt Waldheim 
an, daß Chile weitere Untersuchungen 
über die Menschenrechte im Lande 
nicht wünsche.

Mit dem Referendum beabsichtigte 
Pinochet, die Kritik der Vereinten Na- 

Äonen an Menschenrechtsverletzungen 
™i Chile zurückweisen zu lassen. Bereits

Die Ankündigung des Referendums 
hatte in der Junta zu Spannungen ge
führt. Am Mittwoch bekräftigte Luft
waffenchef Leigh seine Ablehnung. Das 
Abstimmungsergebnis werde im Aus
land keinen Eindruck machen, in Chile 
aber politische Folgen haben. Auch der 
Chef der Marine hatte sich gegen das 
Referendum gewandt.

Pinochet kündigte eine aggressive 
und pragmatische Außenpolitik seiner 
Regierung an. Das werde auch eine 
Umstrukturierung im Außenministe
rium bedeuten. Er wolle nun Abord
nungen in die lateinamerikanischen 
Länder entsenden, um die jeweiligen 
Regierungen über die tatsächlichen 
Vorgänge in Chile zu unterrichten. Da
bei werde er um bisher nicht gewährte 
Hilfe der „Organisation amerikanischer 
Staaten“ (OAS) bitten, da Chile ein zi
vilisiertes Land sei und schließlich die 
„Organisation für die Einheit Afrikas“

(OAU) ja auch für Ugandas Präsident 
Idi Amin eintrete.

Gegen die Menschenrechte wird in 
Chile nach Auffassung der internatio
nalen Juristen-Kommission weiterhin 
— wenn auch in geringerem Um
fang als früher — verstoßen. In 
einem am Donnerstag in Genf vorge
legten Bericht der Kommission hieß es, 
die „gesamte Struktur der Unterdrük- 
kung und die Aufhebung der Grund
rechte und fundamentalen Freiheiten“ 
seien trotz einiger von der militärischen 
Führung angeordneter Erleichterungen 
wie der Auflösung der berüchtigten Si
cherheitspolizei Dina unverändert ge
blieben.

„Politische Verfahren werden nach 
wie vor von Militärgerichten verhan
delt. Die Zivilgerichte nehmen nach wie 
vor die ihnen zustehenden Kompeten
zen zur richterlichen Kontrolle über die 
Exekutive nach den Notstandsregeln 
nicht wahr“, schreiben die Autoren. 
(Zum Referendum in Chile siehe den 
Bericht unseres Korrespondenten auf 
Seite 3.)

Pinochets Abstimmung als unfair bezeichnet
g inG hile hin / Allendes W itw e spricht von Betrug

ischer Freiheiten in leiden, die weltweit von linken und

US-Außenministerium weist auf Unterdrückung

FRANKFURT A. M., 6. Januar (Reu- 
ter/dpa/AP). Das Ergebnis des Referen
dums in Chile, bei dem sich 75 Prozent 
mit dem Chef der Militärjunta, General 
Augusto Pinochet, einverstanden erklärt 
hatten, löste betroffene Reaktionen aus. 
Mit den Worten „Die Welt wird nicht 
auf den Betrug von Pinochet hereinfal
len“, wandte sich die Witwe des ermor
deten früheren Staatspräsidenten 
Allende am Donnerstag gegen die 
Volksabstimmung in ihrem Heimatland 
und warf in Mexiko-Stadt der Junta eine 
Manipulation des Referendums vor. 
Außerdem forderte sie die Wiederher-

„Chile ein Staat ohne 
demokratische Grundordnung“
HAMBURG, 5. Januar'tdpa). Spre

cher der Bundestagsparteien sehen in 
dem Ergebnis der Volksabstimmung in 
Chile keinen Beweis für eine Demokra
tie in dem Land. Das Ergebnis des Re
ferendums kann nach Ansicht der SPD 
niemanden überraschen. Die Rück
sichtslosigkeit und Brutaliät, mit der 
die Abstimmung vorbereitet und durch- 
gepeiischt worden sei, widerlege alle 
jene, die den faschistischen Charakter 
der Junta vergessen machen wollten, 
sagte der stellvertretende SPD-Vor- 
standssprecher Heye am Donnerstag in 
Bonn. Der CDU-Politiker und Vizeprä
sident der Weltunion der Christlichen 
Demokraten, von Hassel, sagte am Don
nerstag, Chile sei gegenwärtig ohne de
mokratische Grundordnung und ein 
Staat auf der Grenze zwischen autori
tärer Führung und Diktatur. Der 
FDP-Politiker Möllemann sagte, es ge
be eine Unzahl von Belegen, daß sich 
der chilenische Staatspräsident Pino
chet mit Folter, Mord und KZ an der 
Macht halte.

S t e l l u n g  demokratisch!
Chile.

Das US-Außenministerium bezeich- 
nete die Abstimmung als unfair und 
wies darauf hin, daß in Chile jede poli
tische Betätigung verboten und die 
Presse- und Versammlungsfreiheit ein
geschränkt sei. Überdies habe man den 
Wählern die Sache als eine Wahl zwi
schen der „Würde Chiles“ und der „in
ternationalen Aggression“ dargestellt, 
verlautete aus Washington. Das sowjeti
sche Parteiorgan „Prawda“ sprach am 
Freitag von einem „schändlichen Schau
spiel'* das auf den sich auf „Gewalt und 
Einschüchterung stützenden faulen 
Brettern der politischen Bühne der 
faschistischen Junta“ auf geführt wor
den sei.

In der Bundesrepublik verurteilten 
am Donnerstag Vertreter von SPD, 
CDU und FDP das Vorgehen Pinochets. 
Die CSU-Landesleitung forderte aller
dings dazu auf, alle Vorgänge in Chile 
mit besonderer Sorgfalt darzustellen. 
Wie kaum ein anderes Land habe Chile 
unter einer gezielten Desinformation zu

kommunistischen Kreisen aus Zorn über 
den Sturz des marxistisch-sozialisti
schen Präsidenten verbreitet werde.

Pinochet erklärte unterdessen in San
tiago, er werde einer UN-Untersu- 
chungslcommisson über Menschen
rechtsverletzungen unter der Bedingung 
die Einreise nach Chile gestatten, daß 
sie „unter objektiven Normen zu arbei
ten bereit ist“. Diese Bereitschaft habe 
er in einem Schreiben an UN-General
sekretär Waldheim bekundet. Noch am 
Mittwoch hatte der Junta-Chef nach der 
Volksbefragung erklärt, er wolle Wald
heim schreiben, daß Chile Untersu
chungskommissionen nicht wünsche.

Der chilenische Luftwaffcngeneral 
Gustavo Leigh, der zunächst als Junta- 
Mitglied Bedenken gegen das von Pino
chet angeordnete Referendum angemel
det hatte, bezeichnete seine Abwesen
heit bei der Siegesfeier nach der Volks
abstimmung als „Mißverständnis“ und 
„Zufall“. Die Luftwaffe werde gegen
über dem Präsidenten eine „korrekte 
Haltung“ annehmen,
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Von Anton-Andreas Gulna

W
ährend Meldungen von 
einem angeblichen Bruch in
nerhalb der vierköpfigen chi
lenischen Militärjunta welt

weit Schlagzeilen machen, wird kaum 
beachtet, daß auch die regierenden ar
gentinischen Militärs ernsthaft zerstrit
ten sind. Zusätzlich scheinen Spannun
gen zwischen beiden Regierungen we
gen umstrittener Grenzverläufe aufge
taucht zu sein.
Daß Militärregimes keine Garanten für 
innere oder äußere Stabilität sind, weil 
sie soziale Spannungen und gesell
schaftliche Gegensätze nur mit Gewalt 
zudecken, ist eine Binsenweisheit, die 
freilich meist nicht zur Kenntnis ge
nommen wird (beispielsweise von aus- 
j^^ischen Kapitalinvestoren),
Chile wird offenbar nur noch pro forma 
von einem Generalsteam regiert, in 
Wirklichkeit dürfte Präsident Augusto 
Pinochet allein das Sagen haben. Die 
Art, wie er die Volksabstimmung über 
die Chile verurteilende UNO-Resolution 
durchsetzte und dabei die Rechte der 
übrigen drei Junta-Kameraden mißach
tete, bestätigt diese Einschätzung. Den 
Einspruch von Luftwaffenchef Leigh 
und Marineoberbefehlshaber Toribio 
Merino nahm Pinochet kaum zur 
Kenntnis.
Andererseits braucht Pinochet das 
Spektakel der „Volksbefragung“, um 
das persönliche Prestige und das seines 
Regimes aufzuwerten. Da kam die 
Chance, die Chilenen am patriotischen 
Portepee zu fassen, gerade recht. Das 
macht die Farce indes noch nicht zum 
Drama, zumal die Chilenen gar nicht 
wußten, worüber sie eigentlich ab- 
st^kiten, da die UNO-Resolution nicht 
in^^ollen Wortlaut bekanntgemacht 
werden dui'fte.
Informationen aus Chile besagen, daß 
sich Pinochet zwar gegen seine Junta- 
Kämeraden durchgesetzt habe, daß aber
/der Widerstand im Lande so angewach
sen sei; daß der Diktator nicht mehr 
nach Belieben schalten und walten kön
ne. Innerhalb der Streitkräfte hätten 
nicht Leigh und Merino einen Bruch 
herbeigeführt, vielmehr wachse die Ab
lehnung großer Teile der Mannschaften 
und des mittleren Offizierskorps. Audi 
der Widerstand der Kirche und die Tä
tigkeit der verbotenen Parteien im Un
tergrund scheinen ihre Wirkung zu tun.

Anders die Verhältnisse in Argentinien. 
Hinter der Einheitsfassade scheint sich 
ein Machtkampf abzuspielen. Obwohl 
das Militär mit außerordentlicher Härte 
wahllos gegen Guerilleros, Sympathisan
ten sowie Unbeteiligte durchgegriffen 
hat, ist Präsident Jorge Videla den Ver
tretern der harten Linie offenbar noch 
zu weich. Der praktizierende Katholik 
beschwor in den Augen seiner Kamera
den die Gefahr herauf, daß die Sicher
heit der Fußball-Weltmeisterschaft

nicht zu garantieren sei. Die Vorstel
lung, vor den Augen der Welt könnten 
in überfüllten Stadien Bomben explo
dieren, bereitet schlaflose Nächte.

Videla wäre längst entmachtet worden, 
wäre es nicht wegen einiger unwesentli
cher Grenzverläufe in den Anden und 
wegen dreier kleiner Inseln vor Kap 
Horn, die Großbritannien an Chile zu
rückgeben wollte, zum Streit mit der 
Nachbardiktatur gekommen. Die Inseln 
haben insofern Bedeutung, als sie die 
Territorialgewässer Chiles erheblich in 
den Atlantik und auf die dortigen Fisch
gründe ausdehnen, auch von öl ist die 
Rede. Die Außenminister beider Staaten 
haben die Verhandlungen ergebnislos 
abgebrochen.

Chile und Argentinien befinden sich 
also im Spannungszustand. Dies verleiht 
der Lieferung eines deutschen U-Bootes 
an Buenos Aires — weitere Lieferungen 
oder die Überlassung des technologi
schen Know-hows sind offensichtlich 
geplant — eine unerwartete Brisanz, 
denn bundesdeutsche Waffenexporte in 
Spannungsgebiete sind unzulässig.
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FRANKFURT A. M., 6. Januar. Ohne 
besonderes Aufsehen hat die chinesische 
Staatsführung acht „bürgerliche“ 
(nichtkommunistische) Parteien nach 
zwölf Jahren wieder aufleben lassen. 
Wie aus einem Bericht der zentralen 
KP-Zeitung „Renmin Ribao“ (Volkszei
tung) hervorgeht, haben Vertreter die
ser Parteien Ende Dezember an einer 
Sitzung des Ständigen Ausschusses der 
„Politischen Konsultativkonferenz des 
chinesischen Volkes" teilgenommen, 
einer Einheitsfrontorganisation, der 
auch die Massenorganisationen (Ge
werkschaften, Bauernligen, Jugend- 
und Frauenverbände, Vertretungen 
nationaler Minderheiten) angeschlossen 
sind.

Die acht bürgerlichen Parteien hatten 
zusammen mit den Kommunisten ab 
1949/ zur Konsultativkonferenz gehört. 
Die Führung dieser Einheitsfrontorgani
sation war von Anfang an der Kommu
nistischen Partei Chinas (KPCh) zuer
kannt worden. Seit Beginn der Kultur
revolution (1966) waren weder die acht 
nichtkommunistischen Parteien noch 
die Konsultativkonferenz öffentlich in 
Erscheinung getreten.

Auf der Ausschußsitzung wies Vertei
digungsminister Marschall Yä Djiän- 
ying auf den bevorstehenden Volkskon-
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g reß .— (jen Zusammentritt des Parla- 
~ ments — hin. Er bezeichnete die Ein- I
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Djiu-San-Gesellschaft („Gesellschaft 
vom 3. September“, dem Jahrestag des 
Sieges über Japan 1945), vor 1966 eine 
Organisation der technischen Intel
ligenz, die von ihr laut Programm „auf 
den Weg des sozialistischen Aufbaus ge
führt“ werden sollte.

Liga für die demokratische Selbstver
waltung Taiwans, im Februar 1947 im 
Gefolge eines Aufstands gegen die japa
nische Besatzung entstanden, nach 1945 
Sammelbecken von Taiwanern, die in 
der Volksrepublik sowie im Exil leben.

Formal steht die Heranziehung der 
acht Parteien, von denen keine jemals 
mehr als 30 000 Mitglieder hatte, im 
Widerspruch zu der gültigen Verfas
sung vom 17. Januar 1975, die auch die 
Einheitsfront-Organisation „Politische 
Konsultativkonferenz“ nicht mehr er
wähnt. Andererseits, ist eine Abteilung 
im Zentralkomitee der KP, die sich der 
Zusammenarbeit mit anderen Parteien 
und Organisationen annehmen soll, 
kürzlich wieder aufgewertet worden. 
Sie wird gegenwärtig von dem Polit
büro-Mitglied Ulanfu geleitet, einem 73 
Jahre alten Mongolen, der vor 1967 für 
die nationalen Minderheiten in China 
verantwortlich, von 1967 bis 1973 wäh
rend der Kulturrevolution jedoch in 
Ungnade gefallen war.

Nach Ansicht politischer Beobachter 
will die 38 Millionen Mitglieder zäh
lende Kommunistische Partei durch die 
Wiederbelebung der acht Blockparteien 
ihre Basis unter den Intellektuellen 
weiter ausbauen. Die acht Parteien wa
ren während der Kulturrevolution vom 
linken KP-Flügel als unzuverlässig ein
gestuft worden und wurden als Ver
fechter des bürgerlichen Liberalismus 
und Individualismus abqualifiziert. Die 
Rehabilitierung des Bürgerblocks wird 
als Angebot an die der KP noch nicht in 
ausreichendem Maße nahestehende 
technische Intelligenz des Landes ge
wertet.

heitsfront als „eine magische Waffe der 
KPCh für den Sieg“. Sie sei besonders 
wichtig bei der „Aufforderung an die 
Angehörigen der nationalen Bourgeoi
sie, die sozialistische Umgestaltung zu 
akzeptieren“, wie die amtliche Nach- 

. richtenagentur Hsinhua meldet.
Die acht Blockparteien sind offenbar 

für die Arbeit unter der Intelligenz 
aktiviert worden. Ihre Rollen waren 
schon vor 1966 genau definiert. Es han
delt sich um folgenden Organisationen:

Revolutionäres Komitee der Kuomin
tang, eine 1948 organisierte Abspaltung 
von der konservativen Partei Tschiang 
Kai-scheks, die auf Taiwan gegenwärtig 
faktisch Einheitspartei ist. Ihre Mitglie
der waren (nach dem Stand von 1966) 
vorwiegend ehemalige Funktionäre der 
Kuomintang, die sich zum Zusammen
gehen mit der KPCh entschlossen hat
ten.

Demokratische Liga Chinas, gegrün
det 1941, 1947 im Machtbereich der Kuo
mintang verboten; eine Partei von In
tellektuellen, . vorwiegend Lehrer und 
Künstler, die den nationalen Ausgleich 
mit der KPCh anstrebten und die Kor
ruption unter Tschiang Kai-scheck be
kämpften.

Gesellschaft für den Demokratischen 
Aufbau, gegründet 1945 von Industriel
len und Intellektuellen, bis 1966 die 
Partei der „patriotischen Industrie- und 
Handelskapitalisten“.

r
Chinesische Gesellschaft zur Förde

rung der Demokratie, gegründet 1945 in 
Schanghai von Wissenschaftlern, 
Grundschul- und Mittelschullehrern 
sowie Journalisten.1

Demokratische Bauern- und Arbei
terpartei, 1928 gegründet von Liberalen 
und Demokraten, die die Aktionen 
Tschiang Kai-scheks (1927) gegen die 
KP und die von ihr kontrollierten Ge
werkschaften und Bauernligen verur
teilten. Vertreter dieser Partei haben 
schon ab 1933 als Koalitionspartner in 
KP-geführten regionalen Revolutions
regierungen mitgewirkt. Auch diese 
Partei organisierte vor 1966 trotz ihres 
Namens vorwiegend Intellektuelle.

Dsche-Gung-Partei, deren Wurzeln 
bis ins Jahr 1854 zurückreichen und auf 
die Taiping-Revolution zurückgehen 
(1851 bis 54). Sie galt als Partei der 
„patriotischen Auslandschinesen“. )


